
 

 

      

 

Geschäftszahlen:  
BMSGPK: 2023-0.378.924 
BKA: 2023-0.386.502 

60/10 
Zur Veröffentlichung bestimmt 
 

Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem nähere Regelungen zu 
einem Elektronischen Eltern-Kind-Pass getroffen werden (eEltern-Kind-
Pass-Gesetz – EKPG) erlassen und wird sowie das 
Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Kinderbetreuungsgeldgesetz sowie und das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert werden (Eltern-Kind-Pass-
Gesetz) 

Das aktuelle Regierungsprogramm 2020-2024 hält unter dem Punkt Gesundheit die 
„Weiterentwicklung Mutter-Kind-Pass zum Eltern-Kind-Pass bis zum 18. Lebensjahr“, mit 
den Unterpunkten „Aufnahme von standardisierten und qualitätsgesicherten Screenings 
zur psychischen Gesundheit, zu Ernährung und sozialer Kompetenz“, „Schaffung von 
Therapieoptionen“ sowie „Bessere Informationen und Beratungen über Impfungen“ fest. 

Auf Basis des Untersuchungsprogramms des bestehenden Mutter-Kind-Passes und den 
bereits erarbeiteten Empfehlungen einer interdisziplinären, multiprofessionellen 
Facharbeitsgruppe wurde am 16. November 2022 ein gemeinsamer Ministerratsvortrag 
der Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien und des 
Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend 
elektronischer Eltern-Kind-Pass mit erweitertem Leistungsportfolio und 
Weiterentwicklung bis zum 18. Lebensjahr am 16. November 2022 im Ministerrat 
beschlossen. 

Mit der elektronischen Variante des Eltern-Kind-Passes wird eine wichtige Grundlage für 
eine verbesserte Evidenzbildung gesundheitspolitische Steuerung geschaffen. Im Rahmen 
des Österreichischen Aufbau- und Resilienzplans (RRF) werden dem Bundesministerium 
für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 2022 bis 2026 10 Mio. Euro für 
die Entwicklung einer Elektronischen Mutter-Kind-Pass Plattform zu Verfügung gestellt. 
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Mit dem gegenständlichen Gesetzesvorhaben werden sohin folgende Ziele verfolgt: 

• Entwicklung einer barrierefreien, elektronischen Dokumentationsplattform für die 
Untersuchungen und Beratungen für Schwangere/Mutter und Kind bzw. deren 
gesetzliche Vertretungen, welche auch Auswertungen der Daten für 
gesundheitspolitische Fragestellungen erlaubt, 

• Entwicklung einer Informationsplattform, auf der Informationen über 
Familienleistungen, psychische Gesundheit, Gesundheitsförderung und Prävention 
(z.B. Frühe Hilfen), Familienberatungsstellen oder Elternbildung dargestellt werden. 

• Entwicklung einer Kommunikationsplattform für die ungerichtete Kommunikation 
zwischen den Gesundheitsdiensteanbietern 

• Implementierung einer Erinnerungsfunktion für Untersuchungen und wichtige Fristen 
(bspw Mutterschutz, Meldung Karenz/Papamonat, Beantragung 
Kinderbetreuungsgeld/Familienzeitbonus, etc.). 

• vereinfachter Zugang zu den Untersuchungsergebnissen für beteiligte 
Gesundheitsdiensteanbieter und die betroffenen Frauen (Schwangere und Stillende) 
bzw. für junge Familien, 

• Erhöhung der gesundheitlichen Chancen für Schwangere/Stillende und ihre Kinder, 
insbesondere von sozial benachteiligten Familien und der Kinder dieser Familien, 

 

Wir stellen daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, 
mit dem nähere Regelungen zu einem Elektronischen Eltern-Kind-Pass getroffen werden 
(eEltern-Kind-Pass-Gesetz – EKPG) erlassen wird sowie das 
Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das 
Kinderbetreuungsgeldgesetz und das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert 
werden (Eltern-Kind-Pass-Gesetz), samt Erläuterungen, Textgegenüberstellung und 
Wirkungsfolgenabschätzung dem Nationalrat zur verfassungsgemäßen Behandlung 
zuleiten. 
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24. Mai 2023 

Johannes Rauch  
Bundesminister 

MMag. Dr. Susanne Raab  
Bundesministerin 
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